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BETREFF  Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) 
   

   BEZUG  TOP 15, 16, 17, 18, 19 und 28 der Sitzung AO IV/2014 
   GZ  IV A 3 - S 0062/14/10009 

DOK  2014/1129272 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 
S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 3. November 2014 (BStBl I S. 1393) 
geändert worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 
 
1. Die Nummer 1 des AEAO zu § 18 wird wie folgt gefasst: 
 
 „1. Die Zuständigkeitsvorschriften des § 18 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 AO gelten für die Fest-

stellung von Einheitswerten und Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit. Bei den Einkünften gilt dies sowohl 
in den Fällen der Beteiligung mehrerer Personen (§ 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchstabe a AO) wie auch in den Fällen, in denen der Betriebsort, Ort der Ge-
schäftsleitung bzw. Ort der Tätigkeit und der Wohnsitz nach den Verhältnissen zum 
Schluss des Gewinnermittlungszeitraums auseinander fallen (§ 180 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Buchstabe b AO; vgl. auch AEAO zu § 180, Nr. 2.1). Wegen der gesonderten 
Feststellung bei Zuständigkeit mehrerer Finanzämter in einer Gemeinde vgl. AEAO 
zu § 19, Nr. 3.“ 
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 „2. Nach § 19 Abs. 3 AO ist das Lage-, Betriebs- oder Tätigkeitsfinanzamt auch für die 

persönlichen Steuern vom Einkommen und Vermögen zuständig, wenn ein Steuer-
pflichtiger in einer Gemeinde (Stadt) mit mehreren Finanzämtern einen land- und 
forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieb unterhält bzw. eine freiberufliche 
Tätigkeit ausübt. In diesen Fällen ist keine gesonderte Feststellung durchzuführen 
(§ 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b AO); für Gewinnermittlungszeiträume vor 
Verlegung des Betriebs in den Bezirk des für die Einkommensteuer zuständigen 
Finanzamts oder des Wohnsitzes in den Bezirk des Betriebsfinanzamts siehe aber 
AEAO zu § 180, Nr. 2.1. 

 
 3. Wenn der Steuerpflichtige außerhalb des Bezirks seines Wohnsitzfinanzamts, aber 

in den Bezirken mehrerer Finanzämter derselben Wohnsitzgemeinde, Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder freiberuflicher Tätigkeit erzielt, 
können nach § 19 Abs. 3 AO mehrere Finanzämter zuständig sein. In diesen Fällen 
ist nach § 25 AO zu verfahren. Gesonderte Feststellungen sind dann nur von den 
Finanzämtern vorzunehmen, die den Steuerpflichtigen nicht zur Einkommensteuer 
veranlagen (§ 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b AO).“ 

 
3. Der AEAO zu § 31b wird wie folgt gefasst: 
 

„AEAO zu § 31b - Mitteilungen zur Bekämpfung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung: 

 
1. Sind der Finanzbehörde Tatsachen bekannt geworden, die darauf hindeuten, dass es 

sich bei Vermögenswerten, die mit einer Transaktion oder Geschäftsbeziehung im 
Zusammenhang stehen, um den Gegenstand einer Straftat nach § 261 StGB (Geld-
wäsche) handelt oder dass die Vermögenswerte im Zusammenhang mit Terroris-
musfinanzierung stehen, hat sie diese nach § 31b Abs. 2 AO unverzüglich der 
zuständigen Strafverfolgungsbehörde (z. B. Staatsanwaltschaft, Polizei) und 
gleichzeitig der beim Bundeskriminalamt eingerichteten Zentralstelle für Ver-
dachtsmeldungen (Financial Intelligence Unit - FIU -) mitzuteilen. Die maß-
geblichen Fakten sollen grundsätzlich in der Verdachtsmeldung selbst wieder-
gegeben werden. 

 
 Die Verdachtsmeldung ist zu richten an: 
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 Zentralstelle für Verdachtsmeldungen 
 - Referat SO 32 - 
 65173 Wiesbaden 
 Tel.: 0611/55-18615 
 Fax: 0611/55-45300 
 E-Mail: FIU@bka.bund.de 
 
 Die Meldung soll grundsätzlich per Fax erfolgen. Von der Beifügung 

umfangreicher Anlagen ist regelmäßig abzusehen. 
 
2. Den Finanzbehörden obliegt die Prüfung im Einzelfall, ob ein meldepflichtiger 

Verdachtsfall gem. § 31b Abs. 2 AO vorliegt (Beurteilungsspielraum). Für das 
Vorliegen eines meldepflichtigen Verdachts ist es ausreichend, dass objektiv 
erkennbare Anhaltspunkte für das Vorliegen von Tatsachen, die auf eine Geld-
wäsche-Straftat schließen lassen, sprechen und ein krimineller Hintergrund i.S.d. 
§ 261 StGB nicht ausgeschlossen werden kann. Die zur Verdachtsmeldung ver-
pflichtete Finanzbehörde muss nicht das Vorliegen sämtlicher Tatbestandsmerk-
male des § 261 StGB einschließlich der der Geldwäsche zugrunde liegenden Vortat 
prüfen. Vielmehr ist der Sachverhalt nach allgemeinen Erfahrungen und beruf-
lichem Erfahrungswissen unter dem Blickwinkel seiner Ungewöhnlichkeit und 
Auffälligkeit im jeweiligen geschäftlichen Kontext zu würdigen. Wenn eine 
Geldwäsche aufgrund dieser Erfahrungen nahe liegt oder ein Sachverhalt darauf 
schließen lässt, besteht demnach eine solche Meldepflicht. Hinsichtlich des Vor-
tatenkatalogs reicht der Verdacht auf die illegale Herkunft der Gelder schlechthin 
aus. Die Finanzbehörde muss vor einer Meldung nach § 31b Abs. 2 AO nicht 
prüfen, ob eine strafrechtliche Verurteilung in Betracht kommt. 

 
 Diese Grundsätze gelten bei Erkenntnissen über eine Terrorismusfinanzierung ent-

sprechend. 
 
3. Tatsachen, die auf eine Ordnungswidrigkeit i. S. d. § 17 GwG durch einen Ver-

pflichteten i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 9 bis 13 GwG schließen lassen, sind der zustän-
digen Verwaltungsbehörde unverzüglich mitzuteilen (§ 31b Abs. 3 Nr. 1 AO; zur 
zuständigen Verwaltungsbehörde siehe § 17 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 2 GwG und 
das jeweilige Landesrecht). Mitzuteilen sind nur solche Tatsachen, die der 
Finanzbehörde im Rahmen des Besteuerungsverfahrens, eines Strafverfahrens 
wegen einer Steuerstraftat oder eines Bußgeldverfahrens wegen einer Steuer-
ordnungswidrigkeit und mithilfe der dort geltenden Ermittlungsbefugnisse bekannt 
geworden sind. Der konkrete Sachverhalt ist dabei nach allgemeinen Erfahrungen 
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Seite 4  und beruflichem Erfahrungswissen unter dem Blickwinkel seiner Ungewöhn-

lichkeit und Auffälligkeit im jeweiligen geschäftlichen Kontext zu würdigen. Die 
Mitteilung entsprechender Tatsachen setzt keinen Anfangsverdacht i.S.v. § 46 
Abs. 1 OWiG i.V.m. § 152 Abs. 2 StPO voraus. Es reicht aus, dass eine Ordnungs-
widrigkeit aufgrund dieser Erfahrungen nahe liegt. 

 
 Es ist nicht zu prüfen, ob eine mögliche Ordnungswidrigkeit i.S.d. § 17 GwG im 

Zeitpunkt der beabsichtigten Mitteilung bereits verjährt sein könnte (vgl. den zu § 4 
Abs. 5 Nr. 10 Satz 3 EStG ergangenen BFH-Beschluss vom 14.7.2008, VII B 
92/08, BStBl II S. 850).  

 
4. Tatsachen, die darauf schließen lassen, dass die Voraussetzungen für das Treffen 

von Maßnahmen und Anordnungen nach § 16 Abs. 1 GwG gegenüber Verpflich-
teten i. S. d. § 2 Abs. 1 Nr. 9 bis 13 GwG gegeben sind, sind der zuständigen 
Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen (§ 31b Abs. 3 Nr. 2 AO; zur zustän-
digen Aufsichtsbehörde siehe § 16 Abs. 2 Nr. 8a und 9 GwG i.V.m. dem jeweiligen 
Landesrecht). Nummer 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend; die Anhaltspunkte 
müssen es als hinreichend sicher erscheinen lassen, dass aufsichtsrechtliche 
Maßnahmen geboten sind. 

 
 Beispiele für gebotene aufsichtsrechtliche Maßnahmen: 
 
 - Gewerbeuntersagung nach § 16 Abs. 1 Satz 5 GwG,  
 
 - Anordnung zur Schaffung interner Sicherungsmaßnahmen und/oder die Bestel-

lung eines Geldwäschebeauftragten etwa bei Güterhändlern nach § 9 GwG,  
 
 - Anordnung und Durchführung von Prüfungen zur Einhaltung der gesetzlichen 

Anforderungen oder  
 
 - Erstattung von Verdachtsmeldungen durch die Aufsichtsbehörden gem. § 14 

i.V.m. § 16 Abs. 2 GwG. 
 
5. Die Finanzbehörden haben bei Vorermittlungen und Ermittlungsverfahren der 

Strafverfolgungsbehörden (einschließlich der Zollfahndung) wegen Geldwäsche-
verdachts oder Verdachts der Terrorismusfinanzierung auf deren Anfrage nach 
§ 31b Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Gleiches gilt 
bei Anfragen der zuständigen Behörden nach § 16 Abs. 2 und § 17 Abs. 3 GwG zur  
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führung von Bußgeldverfahren nach § 17 GwG gegenüber Verpflichteten nach § 2 
Abs. 1 Nr. 9 bis 13 GwG (§ 31b Abs. 1 Nr. 3 und 4 AO). 

 
6. Der Betroffene ist über eine beabsichtigte oder erstattete Meldung oder ein 

daraufhin eingeleitetes Ermittlungsverfahren nicht zu informieren, da ansonsten 
dessen Zweck gefährdet würde (analog § 12 GwG).“ 

 
4. In der Nummer 2.3 des AEAO zu § 37 werden die Worte „vgl. BMF-Schreiben vom 
 31.1.2013, BStBl I S. 70“ durch die Worte „vgl. BMF-Schreiben vom 14.1.2015, BStBl 
 I S. XX“ ersetzt. 
 
5. Der dritte Absatz der Nummer 11 des AEAO zu § 53 wird aufgehoben. 
 
6. Die Nummer 3 des AEAO zu § 59 wird wie folgt gefasst: 
 
 „3. Ein besonderes Anerkennungsverfahren ist im steuerlichen Gemeinnützigkeits-

recht nicht vorgesehen. Ob eine Körperschaft steuerbegünstigt ist, entscheidet 
das Finanzamt im Veranlagungsverfahren durch Steuerbescheid (ggf. Freistel-
lungsbescheid). Die Steuerbefreiung soll spätestens alle drei Jahre überprüft 
werden. Dabei hat das Finanzamt von Amts wegen die tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse zu ermitteln, die für die Steuerpflicht und für die 
Bemessung der Steuer wesentlich sind. Eine Körperschaft, bei der nach dem 
Ergebnis dieser Prüfung die gesetzlichen Voraussetzungen für die steuerliche 
Behandlung als steuerbegünstigte Körperschaft vorliegen, muss deshalb auch 
als solche behandelt werden, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob ein ent-
sprechender Antrag gestellt worden ist oder nicht. Ein Verzicht auf die 
Behandlung als steuerbegünstigte Körperschaft ist somit für das Steuerrecht 
unbeachtlich.“ 

 
7. Es wird folgender AEAO zu § 67 neu eingeführt: 
 
 „AEAO zu § 67 - Krankenhäuser: 
 

Nach § 2 Nr. 1 Krankenhausfinanzierungsgesetz sind Krankenhäuser Einrichtungen, in 
denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder Körper-
schäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe geleistet 
wird und in denen die zu versorgenden Personen untergebracht und verpflegt werden 
können. Krankenhausleistungen sind Leistungen, die unter Berücksichtigung der 
Leistungsfähigkeit des Krankenhauses im Einzelfall nach Art und Schwere der Krank-
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notwendig sind. Es handelt sich unter anderem um 
 

- ärztliche und pflegerische Behandlung oder 
- Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, die für die Versorgung im 
 Krankenhaus notwendig sind, oder 
- Unterkunft und Verpflegung. 
 
Zu dem Zweckbetrieb Krankenhaus gehören damit alle Einnahmen und Ausgaben, die 
mit den ärztlichen und pflegerischen Leistungen an die Patienten als Benutzer des 
jeweiligen Krankenhauses zusammenhängen (BFH-Urteil vom 6.4.2005, I R 85/04, 
BStBl II S. 545). Darunter fallen auch die an ambulant behandelte Patienten erbrachten 
Leistungen, soweit diese Bestandteil des Versorgungsauftrages des Krankenhauses sind. 
Gleiches gilt auch für Einnahmen und Ausgaben, die in Zusammenhang mit der Abgabe 
von Medikamenten durch Krankenhausärzte an ambulant behandelte Patienten des 
Krankenhauses zur unmittelbaren Verabreichung im Krankenhaus stehen (BFH-Urteil 
vom 31.7.2013, I R 82/12, BStBl 2015 II S. XX). Der Versorgungsauftrag eines 
Krankenhauses (§ 8 Abs. 1 Satz 4 Krankenhausentgeltgesetz) regelt, welche Leistungen 
ein Krankenhaus, unabhängig von der Art der Krankenversicherungsträger, erbringen 
darf. Für die gemeinnützigkeitsrechtliche Beurteilung folgt daraus, dass für Leistungen, 
die außerhalb des Versorgungsauftrages erbracht werden, eine Zuordnung zum Zweck-
betrieb Krankenhaus ausscheidet.  
 
Für die Zurechnung der Behandlungsleistungen zum Zweckbetrieb Krankenhaus ist es 
unbeachtlich, wenn die Behandlungen von Patienten des Krankenhauses durch einen 
ermächtigten Arzt als Dienstaufgabe innerhalb einer nichtselbstständigen Tätigkeit 
(Einkünfte nach § 19 EStG) erbracht werden.“ 

 
8. Der Nummer 12 des AEAO zu § 67a werden folgende Absätze angefügt: 
 

„Indizien für eine Mitgliedschaft, die lediglich darauf gerichtet ist die Nutzung der 
Sportstätten und Betriebsvorrichtungen eines Vereins zu ermöglichen, sind: 
 
- die Zeit der Mitgliedschaft, 
- die Höhe der Beiträge, die die Mitglieder zu entrichten haben, oder auch 
- zivilrechtlich eingeschränkte Rechte der Mitglieder. 
 
Für die Zuordnung der entgeltlichen Überlassung der Sportstätten und Betriebsvor-
richtungen an ein Gastmitglied zum Zweckbetrieb ist es daher nicht zu beanstanden, 
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nur für einen kurzen Zeitraum eingegangen wird. 
 
Dagegen ist die entgeltliche Überlassung der Sportstätten und Betriebsvorrichtungen an 
ein Gastmitglied dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzuordnen, 
wenn das Gastmitglied per Satzung nur eingeschränkte Rechte eingeräumt bekommt 
oder die Mitgliedschaft lediglich für einen kurzen Zeitraum (weniger als sechs Monate) 
eingegangen wird.“ 

 
9. Die Nummer 4.5.1 des AEAO zu § 122 wird wie folgt gefasst: 
 

„4.5.1 Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht nachweisen oder 
ist es unter Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt es 
als in dem Zeitpunkt zugestellt, in dem es dem Empfangsberechtigten tatsäch-
lich zugegangen ist. Im Fall der Zustellung eines Schriftstücks ist dies der 
Zeitpunkt, in dem der Empfänger das Dokument „in die Hand bekommt“ und 
nicht bereits der Zeitpunkt, zu dem nach dem gewöhnlichen Geschehensablauf 
mit einer Kenntnisnahme gerechnet werden konnte (vgl. BFH-Beschluss vom 
6.5.2014, GrS 2/13, BStBl II S. 645 zu § 189 ZPO). Im Fall des § 5 Abs. 5 
VwZG (Zustellung eines elektronischen Dokuments; vgl. AEAO zu § 122, 
Nrn. 3.1.3.3 und 3.1.3.5) gilt das Dokument in dem Zeitpunkt als zugestellt, in 
dem der Empfänger das Empfangsbekenntnis zurückgesendet hat (§ 8 VwZG). 
Ein Zustellungsmangel ist nach § 8 VwZG auch dann geheilt, wenn durch die 
Zustellung eine Klagefrist in Lauf gesetzt wird (z.B. in den Fällen der behörd-
lich angeordneten förmlichen Zustellung einer Einspruchsentscheidung), ferner 
auch dann, wenn der Empfänger nachweislich nur eine Fotokopie oder eine 
Mehrausfertigung des Verwaltungsakts erhalten hat (vgl. BFH-Urteil vom 
15.1.1991, VII R 86/89, BFH/NV 1992 S. 81).“ 

 
10. Der Absatz 2 der Nummer 1 des AEAO zu § 138 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Meldefrist beträgt einen Monat. Gewerbetreibende, die nach § 14 der GewO 
gegenüber der zuständigen Behörde (Ordnungs- bzw. Gewerbeamt) anzeigepflichtig 
sind, genügen mit dieser Anzeige gleichzeitig ihrer steuerlichen Anzeigepflicht nach 
§ 138 Abs. 1 AO. Die Anzeige ist auf einem Vordruck zu erstatten, dessen Muster 
durch die Anlagen 1, 2 und 3 zu § 1 Satz 1 der GewAnzV vom 22.7.2014 (BGBl. I 
S. 1208) bestimmt worden ist. Steuerpflichtige, die nicht unter die Anzeigepflicht nach 
der GewO fallen, können die Anzeige formlos erstatten. Sie können sich auch des 
Vordrucks gem. der GewAnzV bedienen.“ 
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9.2.2012, BStBl I S. 184)“ durch das Klammerzitat „(BMF-Schreiben vom 3.1.2013, 
BStBl I S. 59)“ ersetzt. 

 
12. Die Nummer 4 des AEAO zu § 146 wird wie folgt gefasst: 

„4. § 146 Abs. 5 AO enthält die gesetzliche Grundlage für die sog. „Offene-Posten-
Buchhaltung” sowie für die Führung der Bücher und sonst erforderlichen Auf-
zeichnungen auf maschinell lesbaren Datenträgern (z.B. Magnetplatten, Magnet-
bänder, CD, DVD, Blu-ray-Disk, Flash-Speicher). Bei einer Buchführung auf 
maschinell lesbaren Datenträgern (DV-gestützte Buchführung) müssen die Daten 
unverzüglich lesbar gemacht werden können. Es wird nicht verlangt, dass der 
Buchungsstoff zu einem bestimmten Zeitpunkt (z.B. zum Ende des Jahres) lesbar 
gemacht wird. Er muss ganz oder teilweise lesbar gemacht werden, wenn die 
Finanzbehörde es verlangt (§ 147 Abs. 5 AO). Wer seine Bücher oder sonst erfor-
derlichen Aufzeichnungen auf maschinell lesbaren Datenträgern führt, hat die 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff  
- GoBD - (BMF-Schreiben vom 14.11.2014, BStBl I S. 1450) zu beachten.“ 

 
13. Der AEAO zu § 147 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Die Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„2. Den in § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO aufgeführten Arbeitsanweisungen und 
sonstigen Organisationsunterlagen kommt bei DV-gestützten Buchfüh-
rungen besondere Bedeutung zu. Die Dokumentation hat nach Maßgabe der 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von 
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie 
zum Datenzugriff - GoBD - (BMF-Schreiben vom 14.11.2014, BStBl I 
S. 1450) zu erfolgen.“ 

  
 b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„4. Zur Anwendung des § 147 Abs. 6 AO wird auf die Grundsätze zur ord-
nungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen 
und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff - GoBD - 
(BMF-Schreiben vom 14.11.2014, BStBl I S. 1450) hingewiesen.“ 
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„4. Eine Billigkeitsmaßnahme nach § 163 AO unterliegt keiner eigenen Ver-

jährungsfrist, sie löst hinsichtlich des Folgebescheids aber nur dann eine Ab-
laufhemmung nach § 171 Abs. 10 Satz 1 AO aus, wenn sie vor Ablauf der 
Festsetzungsfrist des Folgebescheids bei der für die Billigkeitsmaßnahme zustän-
digen Finanzbehörde beantragt worden ist (§ 171 Abs. 10 Satz 2 AO i.d.F. des 
ZollkodexAnpG vom 22.12.2014, BStBl I S. XX; vgl. auch AEAO zu § 171, 
Nr. 6.3). Wurde der Antrag erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist des Folge-
bescheids gestellt, ist es regelmäßig ermessensgerecht, die beantragte Billig-
keitsmaßnahme nach § 163 AO abzulehnen, wenn sie im Folgebescheid wegen 
Eintritts der Festsetzungsverjährung nicht berücksichtigt werden könnte; in diesen 
Fällen ist ggf. zu prüfen, ob ein Erlass nach § 227 AO in Betracht kommt.“ 

 
15. Der AEAO zu § 171 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Der Absatz 3 der Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die Abgabe einer gesetzlich vorgeschriebenen Steuererklärung kann für sich 
allein eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO grundsätzlich nicht herbei-
führen (BFH-Urteil vom 18.6.1991, VIII R 54/89, BStBl 1992 II S. 124, und 
BFH-Beschluss vom 13.2.1995, V B 95/94, BFH/NV S. 756). Dies gilt hin-
sichtlich einer Umsatzsteuererklärung auch dann, wenn mit ihr ein Anspruch auf 
Auszahlung eines Überschusses geltend gemacht wird (BFH-Urteil vom 
28.8.2014, V R 8/14, BStBl II S. XX). Auch in der Kombination von Erklärungs-
einreichung und damit im Zusammenhang stehender Antragstellung (auf Durch-
führung einer Festsetzung oder Feststellung) kann kein Antrag i.S.d. § 171 Abs. 3 
AO gesehen werden (BFH-Urteil vom 15.5.2013, IX R 5/11, BStBl II S. 143). 

 
 b) Folgende neue Nummer 6.3 wird eingefügt: 
 
  „6.3 Ein Grundlagenbescheid, der nicht den Vorschriften der Feststellungs-

verjährung (§ 181 AO) unterliegt, löst die Ablaufhemmung nach § 171 
Abs. 10 Satz 1 AO nur dann aus, wenn er vor Ablauf der Festsetzungsfrist 
des Folgebescheids bei der für den Erlass des Grundlagenbescheids zustän-
digen Behörde beantragt worden ist (§ 171 Abs. 10 Satz 2 AO i.d.F. des 
ZollkodexAnpG vom 22.12.2014, BStBl I S. XX). Hierunter fallen neben 
Grundlagenbescheiden ressortfremder Behörden (z. B. Bescheinigungen 
nach § 4 Nr. 20 Buchstabe a UStG) auch Bescheide über Billigkeitsmaß-
nahmen nach § 163 AO, weil auch insoweit die Regelungen der §§ 179 ff. 
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Fällen nicht ab, solange über den Antrag auf Erlass des Grundlagen-
bescheids noch nicht unanfechtbar entschieden worden ist. Die zweijährige 
Anpassungsfrist nach § 171 Abs. 10 Satz 1 AO beginnt erst mit Bekannt-
gabe des Grundlagenbescheids.“ 
 

 c) Die bisherige Nummer 6.3 wird die neue Nummer 6.4 und wie folgt gefasst: 
 
  „6.4 Die Festsetzungsfrist für einen Folgebescheid läuft nach § 171 Abs. 10 

Satz 3 AO (§ 171 Abs. 10 Satz 2 AO i.d.F. vor Änderung durch das Zoll-
kodexAnpG) nicht ab, solange der Ablauf der Festsetzungsfrist des von der 
Bindungswirkung nicht erfassten Teils der Steuer aufgrund einer Außen-
prüfung nach § 171 Abs. 4 AO gehemmt ist. Diese Regelung ermöglicht es, 
die Anpassung des Folgebescheids an einen Grundlagenbescheid (§ 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO) und die Auswertung der Ergebnisse der Außen-
prüfung zusammenzufassen.“ 
 

 d) Die bisherigen Nummern 6.4 und 6.5 werden ohne inhaltliche Änderung zu den 
Nummern 6.5 und 6.6. 

 
16. Der AEAO zu § 180 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Die Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst: 
 
  „2.1 Für die Entscheidung, ob eine gesonderte Feststellung durchzuführen ist, 

sind die Verhältnisse zum Schluss des Gewinnermittlungszeitraums maß-
gebend. Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr oder 
einem Rumpfwirtschaftsjahr sind die Verhältnisse zum Schluss dieses 
Zeitraums maßgebend.  

 
   Spätere Änderungen dieser Verhältnisse sind insoweit unbeachtlich. Eine 

gesonderte Feststellung nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b AO ist 
daher auch dann durchzuführen, wenn nach Ablauf des Gewinnermittlungs-
zeitraums der Betrieb in den Bezirk des Wohnsitzfinanzamts oder der 
Wohnsitz in den Bezirk des Betriebsfinanzamts verlegt wird.  

 
   Die Frage, welches Finanzamt in derartigen Fällen für die gesonderte Fest-

stellung nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b AO und damit zusam-
menhängende Maßnahmen (Außenprüfung, Änderung usw.) zuständig ist, 
bestimmt sich für Feststellungszeiträume, die nach dem 31.12.2014 begin-
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(§ 180 Abs. 1 Satz 2 AO). Für frühere Feststellungszeiträume bestimmt sich 
die örtliche Zuständigkeit nach den Verhältnissen zum Schluss des Gewinn-
ermittlungszeitraums; § 27 AO bleibt unberührt.“ 

 
 b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 
  „4. Fälle von geringer Bedeutung, in denen eine gesonderte Feststellung entfällt 

(§ 180 Abs. 3 Nr. 2 AO), sind beispielsweise bei Mieteinkünften von 
zusammenveranlagten Eheleuten/Lebenspartnern (BFH-Urteil vom 
20.1.1976, VIII R 253/71, BStBl II S. 305) und bei dem gemeinschaftlich 
erzielten Gewinn von Landwirts-Eheleuten/-Lebenspartnern (BFH-Urteil 
vom 4.7.1985, IV R 136/83, BStBl II S. 576) gegeben, wenn die Einkünfte 
verhältnismäßig einfach zu ermitteln sind und die Aufteilung feststeht. 

 
   Auch bei gesonderten Feststellungen nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Buchstabe b und Nr. 3 AO kann in Fällen von geringer Bedeutung auf die 
Durchführung eines gesonderten Gewinnfeststellungsverfahrens verzichtet 
werden (§ 180 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO). Ein Fall von geringer Bedeutung 
kann z. B. vorliegen, wenn dasselbe Finanzamt auch für die Einkommen-
steuer-Veranlagung zuständig ist (bei Verlegung des Betriebs in den Bezirk 
des Wohnsitzfinanzamts oder des Wohnsitzes in den Bezirk des Betriebs-
finanzamts).“ 

 
17. Der AEAO zu § 191 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In der Nummer 1 wird das Klammerzitat „(z.B. §§ 25, 128 HGB)“ durch das 

Klammerzitat „(z.B. §§ 25, 128 HGB oder dem AnfG)“ ersetzt. 
 
 b) Die Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 
 
  „6.  Ein Duldungsbescheid darf nur erlassen werden, wenn der zugrunde lie-

gende Anspruch aus dem Steuerschuldverhältnis festgesetzt, fällig und 
vollstreckbar ist (BVerwG-Urteil vom 13.2.1987, 8 C 25/85, BStBl 1987 II 
S. 475). Die nicht bis zum Ende eines Insolvenzverfahrens vom Insolvenz-
verwalter geltend gemachten Anfechtungsansprüche können nach Maßgabe 
des § 18 AnfG verfolgt werden.  

 
   Ein Duldungsbescheid unterliegt anders als ein Haftungsbescheid keiner 

eigenständigen Festsetzungsfrist. Ein Duldungsbescheid darf allerdings 
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Festsetzungsverjährung gegenüber dem Steuerschuldner nicht mehr fest-
gesetzt werden kann oder wenn der gegenüber dem Steuerschuldner fest-
gesetzte Steueranspruch durch Zahlungsverjährung, Tilgung oder Erlass 
erloschen ist.  

   Für Korrekturen von Duldungsbescheiden gelten die Nrn. 4 und 5 
entsprechend.“ 

 
18. Der AEAO zu § 218 wird wie folgt gefasst: 
 

„AEAO zu § 218 - Verwirklichung von Ansprüchen aus dem 
Steuerschuldverhältnis: 

 
1. Konkretisierung der Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
 
 Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis (§ 37 AO) werden durch Verwal-

tungsakt konkretisiert. Der - ggf. materiell-rechtlich unrichtige - Verwaltungsakt 
beeinflusst zwar nicht die materielle Höhe des Anspruchs aus dem Steuerschuld-
verhältnis, solange er jedoch besteht, legt er fest, ob und in welcher Höhe ein 
Anspruch durchgesetzt werden kann. Maßgebend ist allein der letzte Verwal-
tungsakt (z. B. der letzte Änderungsbescheid oder der letzte Abrechnungs-
bescheid). Der einheitliche Anspruch aus dem Steuerschuldverhältnis kann des-
halb bei - ggf. mehrfacher - Änderung einer Festsetzung nicht in unterschiedliche 
Zahlungs- und Erstattungsansprüche aufgespalten werden (BFH-Urteil vom 
6.2.1996, VII R 50/95, BStBl 1997 II S. 112). 

 
 Der Verwaltungsakt wirkt konstitutiv, wenn es sich um steuerliche Neben-

leistungen handelt, deren Festsetzung in das Ermessen der Finanzbehörde gestellt 
ist, z. B. beim Verspätungszuschlag (§ 152 AO). 

 
2. Säumniszuschläge 
 
 Bei Säumniszuschlägen bedarf es keines Leistungsgebotes, wenn sie zusammen 

mit der Steuer beigetrieben werden (§ 254 Abs. 2 AO). 
  
3. Abrechnungsbescheid 
 
 Über Streitigkeiten, die die Verwirklichung von Ansprüchen aus dem Steuer-

schuldverhältnis betreffen, entscheiden die Finanzbehörden durch Abrechnungs-
bescheid (§ 218 Abs. 2 AO). Als Rechtsbehelf ist der Einspruch gegeben. Die 
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AO. 
 
 Eine Verfügung über die Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen und Steuer-

vorauszahlungen (Anrechnungsverfügung) ist ein Verwaltungsakt mit Bin-
dungswirkung (vgl. BFH-Urteil vom 27.10.2009, VII R 51/08, BStBl 2010 II 
S. 382). Diese Bindungswirkung muss auch beim Erlass eines Abrechnungs-
bescheids beachtet werden. Deshalb kann im Rahmen eines Abrechnungs-
bescheids die Steueranrechnung zugunsten oder zuungunsten des Steuerpflich-
tigen nur dann korrigiert werden, wenn eine der Voraussetzungen der §§ 129 bis 
131 oder § 218 Abs. 3 AO gegeben ist (vgl. BFH-Urteil vom 15.4.1997, VII R 
100/96, BStBl II S. 787). 

 
4. Widerstreitende Anrechnungsverfügungen oder Abrechnungsbescheide 
 
4.1 Wird eine Anrechnungsverfügung oder ein Abrechnungsbescheid auf Grund eines 

Rechtsbehelfs oder auf Antrag zurückgenommen und ein für den Rechtsbehelfs-
führer/Antragsteller günstigerer Verwaltungsakt erlassen, können nachträglich 
gegenüber ihm, aber auch gegenüber anderen Personen (z. B. Ehegatte oder 
Lebenspartner des Steuerpflichtigen, Abtretungsempfänger, Pfandgläubiger), 
durch Änderung einer Anrechnungsverfügung oder eines Abrechnungsbescheids 
die entsprechenden steuerlichen Folgerungen gezogen werden (§ 218 Abs. 3 
Satz 1 AO). War Rechtsbehelfsführer/Antragsteller nicht der Steuerpflichtige, 
sondern ein Dritter (z. B. ein Abtretungsempfänger oder ein Pfandgläubiger), 
können die entsprechenden steuerlichen Folgerungen auch gegenüber dem 
Steuerpflichtigen nach § 218 Abs. 3 Satz 1 AO gezogen werden. 

 
4.2 Gegenüber einer Person, die im Ausgangsverfahren nicht Rechtsbehelfs-

führer/Antragsteller war, ist eine für sie nachteilige Korrektur ihrer Anrech-
nungsverfügung oder ihres Abrechnungsbescheids nach § 218 Abs. 3 AO nur 
dann möglich, wenn sie an dem Verfahren, das zur Aufhebung oder Änderung der 
fehlerhaften Anrechnungsverfügung bzw. des fehlerhaften Abrechnungsbescheids 
geführt hat, in entsprechender Anwendung des § 174 Abs. 5 AO beteiligt wurde. 
Für eine wirksame Beteiligung dieser Person muss ihr auch der Verwaltungsakt 
bzw. im Einspruchsverfahren die Einspruchsentscheidung bekannt gegeben 
werden (vgl. BFH-Urteile vom 11.4.1991, V R 40/86, BStBl II S. 605, und vom 
5.5.1993, X R 111/91, BStBl II S. 817).  

 
 Diese Person ist dabei darauf hinzuweisen, dass  
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 - die entsprechenden steuerlichen Folgerungen aus dem maßgeblichen Sach-
verhalt in ihrem Besteuerungsverfahren gem. § 218 Abs. 3 i.V.m. § 174 Abs. 4 
und Abs. 5 AO gezogen werden und  

 - Einwendungen gegen die Entscheidung nur mit Anträgen oder Rechtsbehelfen 
gegen diesen Verwaltungsakt geltend gemacht werden können. 

 
4.3 Welches die „entsprechenden steuerlichen Folgerungen“ sind, entscheidet sich 

dabei verbindlich im Ausgangsverfahren des antragstellenden bzw. einspruchs-
führenden Steuerpflichtigen oder Dritten. 

 
4.4 Hinsichtlich des Antragstellers oder Rechtsbehelfsführers wird die Zahlungs-

verjährung nach § 231 Abs. 1 Satz 1 AO unterbrochen.  
 
4.5 Die Zahlungsverjährungsfrist gegenüber einer Person, die im Ausgangsverfahren 

nicht Rechtsbehelfsführer/Antragsteller war, wird in entsprechender Anwendung 
des § 174 Abs. 4 Satz 3 AO unterbrochen, wenn sie vor Eintritt der ihr gegenüber 
geltenden Zahlungsverjährung beteiligt wurde (vgl. AEAO zu § 218, Nr. 4.2) und 
ihr gegenüber die entsprechenden steuerlichen Folgen innerhalb eines Jahres nach 
Korrektur der Anrechnungsverfügung oder des Abrechnungsbescheids im Aus-
gangsverfahren gezogen werden. 

 
4.6 § 218 Abs. 3 AO gilt ab dem 31.12.2014 für alle zu diesem Zeitpunkt noch nicht 

zahlungsverjährten Anrechnungsverfügungen und Abrechnungsbescheide (Art. 97 
§ 13a EGAO).“ 

 
19. Der AEAO zu § 235 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Die Nummer 1.2 wird wie folgt gefasst: 
 
  „1.2 Die Zinspflicht tritt nur ein, wenn der objektive und subjektive Tatbestand 

des § 370 Abs. 1 AO erfüllt und die Tat i. S. d. § 370 Abs. 4 AO vollendet 
ist. Der Versuch einer Steuerhinterziehung (§ 370 Abs. 2 AO i.V.m. § 23 
StGB) reicht zur Begründung einer Zinspflicht ebenso wenig aus wie die 
leichtfertige Steuerverkürzung (§ 378 AO) oder die übrigen Steuerordnungs-
widrigkeiten (§§ 379 ff. AO).“ 
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  „2.1 Hinterziehungszinsen sind festzusetzen für 
   - verkürzte Steuern; darunter fallen auch keine oder zu geringe Steuer-

vorauszahlungen und der Solidaritätszuschlag. Landesgesetzlich 
geregelte Steuern sind nur zu verzinsen, wenn dies im Gesetz ange-
ordnet ist. 

   - ungerechtfertigt erlangte Steuervorteile (z. B. zu Unrecht erlangte 
Steuervergütungen),  

   - zu Unrecht erlangte Steuervergünstigungen (z. B. Steuerbefreiungen 
und Steuerermäßigungen),  

   - ungerechtfertigt erlangte Prämien und Zulagen, auf die § 370 Abs. 1 bis 
4, § 371, § 375 Abs. 1 und § 376 AO entsprechend anzuwenden sind 
(z. B. Wohnungsbauprämien, Arbeitnehmer-Sparzulagen und Zulagen 
nach § 83 EStG). 

   Hinterziehungszinsen sind nicht festzusetzen bei erschlichener Investitions-
zulage und Eigenheimzulage, weil insoweit ein Subventionsbetrug und 
keine Steuerhinterziehung vorliegt.“ 

 
 c) Die Nummer 5.2 wird wie folgt gefasst: 
 
  „5.2 Zur Vermeidung einer Doppelverzinsung im Hinterziehungsfall sind Zinsen 

nach § 233a AO, die für denselben Zeitraum festgesetzt wurden, anzu-
rechnen (§ 235 Abs. 4 AO).“ 

 
20. Die bisherige Nummer 5 Absatz 2 Buchstabe f des AEAO zu § 240 wird durch 

folgende Nummern ersetzt: 
 

„f) soweit die angefochtene Steuerfestsetzung später aufgehoben oder zu Gunsten des 
Steuerpflichtigen geändert wird und der Steuerpflichtige alle außergerichtlichen 
und gerichtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft hat, um die Aussetzung der 
Vollziehung zu erreichen, diese aber - obwohl möglich und geboten - abgelehnt 
worden ist. Der Steuerpflichtige ist so zu stellen, als hätte er den gebotenen einst-
weiligen Rechtsschutz erlangt, weshalb die betroffenen Säumniszuschläge in 
voller Höhe zu erlassen sind (vgl. BFH-Urteil vom 24.4.2014, V R 52/13, BStBl 
II S. XX); 

 
g) in sonstigen Fällen sachlicher Unbilligkeit.“ 
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a) Die Nummer 5.2 wird wie folgt gefasst: 

  
 „5.2  Geltendmachung von Insolvenzforderungen 
 Insolvenzforderungen sind schriftlich beim Insolvenzverwalter anzumelden 

(§ 174 Abs. 1 InsO). Liegt der Forderung eine Steuerstraftat des Schuldners nach 
§§ 370, 373 oder 374 AO zugrunde, sind neben dem Grund und dem Betrag der 
Forderung auch die Tatsachen, aus denen sich nach Einschätzung der Finanz-
behörde eine entsprechende Steuerstraftat ergibt, anzugeben. Zu diesen Forde-
rungen gehören auch die entstandenen Zinsansprüche wie z. B. Hinterziehungs-
zinsen (vgl. BFH-Urteil vom 20.3.2012, VII R 12/11, BStBl II S. 491). Im Zeit-
punkt der Anmeldung zur Tabelle muss noch keine rechtskräftige Verurteilung 
wegen einer Steuerstraftat vorliegen. Der Insolvenzverwalter führt eine Tabelle, in 
die er jede angemeldete Forderung mit den in § 174 Abs. 2, 3 InsO genannten 
Angaben einzutragen hat (§§ 174, 175 InsO). Nachrangige Insolvenzforderungen 
sind nur auf besondere Aufforderung durch das Insolvenzgericht hin anzumelden 
(§ 174 Abs. 3 InsO).“ 

 
b) In der Nummer 9.1.4 werden im Absatz 4 und im Beispiel 6 die Worte „BMF-

Schreiben vom 31.1.2013, BStBl I S. 70“ durch die Worte „BMF-Schreiben vom 
14.1.2015, BStBl I S. XX“ ersetzt. 

 
22. Der AEAO zu § 362 wird wie folgt gefasst: 
 
 „AEAO zu § 362 - Rücknahme des Einspruchs: 
 

1. Für die Rücknahme eines Einspruchs gelten die Formvorschriften für einen 
Einspruch sinngemäß (§ 362 Abs. 1 Satz 2 AO). Die Rücknahme ist daher 
schriftlich oder elektronisch oder zur Niederschrift zu erklären. Eine elektronisch 
erklärte Rücknahme bedarf keiner qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz (vgl. AEAO zu § 357, Nr. 1).  

 
2.  Die Rücknahme führt nur zum Verlust des eingelegten Einspruchs, nicht der 

Einspruchsmöglichkeit schlechthin. Der Einspruch kann daher innerhalb der 
Einspruchsfrist erneut erhoben werden. 

 
3.  Eine Unwirksamkeit der Einspruchsrücknahme ist grundsätzlich innerhalb eines 

Jahres nach Eingang der Rücknahmeerklärung bei der für die Einlegung des 
Einspruchs zuständigen Finanzbehörde (§ 362 Abs. 1 Satz 2, § 357 Abs. 2 AO) 



 
Seite 17  geltend zu machen. Ein späteres Geltendmachen ist nur in Fällen höherer Gewalt 

zulässig (§ 362 Abs. 2 Satz 2, § 110 Abs. 3 AO). Nach einem fristgerechten 
Geltendmachen der Unwirksamkeit der Rücknahme ist das Einspruchsverfahren 
wieder aufzunehmen und in der Sache zu entscheiden. Sind die vorgetragenen 
Gründe für die Unwirksamkeit der Einspruchsrücknahme nicht stichhaltig, ist der 
Einspruch als unzulässig zu verwerfen.“ 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 


